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Bundesrepublik Deutschland 
Der Bundeskanzler 

1/4 (IV/1) - 680 70 - E - Ho 4/72 Bonn, den 2. August 1972 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften gemäß 
Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen der 
Europäischen Gemeinschaften 
hier: Agrarpolitik in der 

Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 
25. März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsge- 
meinschaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft 
(EAG) vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage den Vor- 
schlag der Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Verordnung (EWG) des Rates über die Gewährung 
und die Erstattung der den anerkannten Hopfenerzeuger- 
gemeinschaften von den Mitgliedstaaten gewährten Bei- 
hilfen. 

Dieser Vorschlag ist mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 17. Juli 1972 
dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Gemein- 
schaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu dem genannten Kommissions- 
vorschlag ist nicht vorgesehen. 

Mit der alsbaldigen Verabschiedung des Kommissionsvorschla- 
ges durch den Rat ist zu rechnen. 

Zur Information wird gleichzeitig die von der Kommission der 
Europäischen Gemeinschaften zu ihrem Vorschlag übermittelte 
Begründung beigefügt. 


Für den Bundeskanzler 
Der Bundesminister für besondere Aufgaben 

Ehmke 


Druck: Buciidruckerei R. Madel, Wacktberg-Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821, Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates 
über die Gewährung und die Erstattung der den anerkannten 
Hopfenerzeugergemeinschaften von den Mitgliedstaaten 
gewährten Beihilfen 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN - 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, 

gestützt auf die Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 
des Rates vom 26. Juli 1971 über die gemeinsame 
Marktorganisation für Hopfen^), insbesondere auf 
Artikel 10 Absatz 1, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe; 

Die allgemeinen Bedingungen und Durchführungs- 
bestimmungen für die Gewährung der Beihilfen der 
Mitgliedstaaten an die Erzeugergemeinschaften so- 
wie die Einzelheiten der Erstattung dieser Beihilfen 
durch den Europäischen Ausrichtungs- und Garantie- 
fonds für die Landwirtschaft, Abteilung Ausrichtung, 
sind festzulegen. 

Damit die Beihilfen zur Gründung und Tätigkeit 
der Erzeugergemeinschaften unter gleichen Bedin- 
gungen gewährt und erstattet werden, ist im einzel- 
nen festzulegen, wie der Wert der im Rahmen der 
Tätigkeit der Erzeugergemeinschaften vermarkteten 
Produktion sowie die Verwaltungskosten dieser Er- 
zeugergemeinschaften zu berechnen sind. Diese 
Berechnung muß anhand beweiskräftiger Buchungs- 
unterlagen erfolgen. Es sind jedoch die in einigen 
Fällen bestehenden Schwierigkeiten der Beschaffung 
dieser Unterlagen zu berücksichtigen; deshalb sollte 
ersatzweise eine pauschale Methode angewandt wer- 
den. 

Die Bedingungen für die Gewährung der Beihilfe 
zur Sortenumstellung und zur Neugliederung der 
Pflanzungen müssen im einzelnen festgelegt und 
die genannten Maßnahmen definiert werden. Zur 
Sicherung ihres Struktureffekts muß vorgesehen 
werden, daß diese Maßnahmen im Rahmen gemein- 
samer Regeln für die Erzeugung durchgeführt wer- 
den und eine Mindestfläche betreffen. Es entspricht 
der Billigkeit, wenn der Zuschußbetrag auf die mit 
den verschiedenen Maßnahmen verbundenen tat- 
sächlichen Kosten begrenzt ist - 

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN: 

TITEL I 

Gründungs- und Betriebsbeihilfen 

Artikel 1 

Für die Berechnung der in Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1696/71 erwähnten Beihilfen an die aner- 


kannten Erzeugergemeinschaften - im folgenden 
„Erzeugergemeinschaften'' genannt - werden berück- 
sichtigt: 

— die Erzeuger, die zum Zeitpunkt der Anerken- 
nung Mitglied der Erzeugergemeinschäft sind und 
während des ganzen Jahres, für das die Beihilfe 
beantragt wird, Mitglied der Erzeugergemein- 
schaft waren; 

— die Erzeuger, die sich der Erzeugergemeinschaft 
nach deren Anerkennung angeschlossen haben 
und während der letzten neun Monate des Jah- 
res, für das die Beihilfe beantragt wird, Mitglied 
der Erzeugergemeinschaft waren. 

Artikel 2 

Der Wert der von einer Erzeugergemeinschaft ver- 
markteten Produktion berechnet sich für jede Sorte 
durch Multiplikation 

— der in Artikel 8 Unterabsatz 2 erster Gedanken- 
strich der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 ge- 
nannten Durchschnittsproduktion, die gemäß 
Artikel 3 ermittelt und in 100 kg netto ausge- 
drückt wird, 

mit 

— den in Artikel 8 Unterabsatz 2 zweiter Gedanken- 
strich der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 ge- 
nannten Durchschnittspreisen, die gemäß Arti- 
kel 4 ermittelt und in 100 kg netto berechnet 
werden. 

Artikel 3 

Zur Berechnung der in Artikel 2 erster Gedanken- 
strich erwähnten Durchschnittsproduktion wird die 
von den Mitgliedern der Erzeugergemeinschaft in 
jedem der drei Kalenderjahre vor ihrem Beitritt 
vermarktete Produktion gesondert nach Sorten wie 
folgt ermittelt: , 

— anhand von verfügbaren beweiskräftigen Ge- 
schäftspapieren und Buchungsunterlagen 

oder, 

— in Ermangelung solcher Belege, durch Multipli- 
kation der Anbaufläche der betreffenden Sorten 
in jedem dieser drei Jahre mit dem von den zu- 
ständigen Stellen des Mitgliedstaats in dem an- 
erkannten Anbaugebiet ermittelten Durch- 
schnittsertrag für jedes der entsprechenden Jahre. 


0 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 175 
vom 4. August 1971, S. 1 
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Artikel 4 

Zur Berechnung des in Artikel 2 zweiter Gedanken- 
strich genannten Durchschnittspreises wird der von 
den Mitgliedern der Erzeugergemeinschaft in jedem 
der drei Kalenderjahre vor ihrem Beitritt erzielte 
Durchschnittspreis wie folgt ermittelt: 

— anhand von verfügbaren beweiskräftigen Ge- 
schäftspapieren und Buchungsunterlagen 

oder, 

— in Ermangelung solcher Belege, anhand der von 
den zuständigen Stellen des Mitgliedstaats in 
dem anerkannten Anbaugebiet festgestellten 
üblichen Preise für die betreffenden Sorten. 

Artikel 5 

1. Der Betrag der in Artikel 8 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1696/71 erwähnten Verwaltungskosten, 
die für die Berechnung des Höchstbetrags der den 
Erzeugergemeinschaften gewährten Beihilfe in Be- 
tracht gezogen werden, muß auf der Grundlage be- 
weiskräftiger Geschäftspapiere und Buchungsunter- 
lagen ermittelt werden und von den zuständigen 
Stellen des Mitgliedstaats gebilligt werden. 

2. Die zu berücksichtigenden Verwaltungskosten 
werden gemäß Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1696/71 festgelegt. 

Artikel 6 

Die bei Inkrafttreten der Verordnung (EWG) Nr. 
1696/71 bereits bestehenden Organisationen können 
nur dann und soweit in den Genuß der Gründungs- 
und Betriebsbeihilfe gelangen, als ihnen durch die 
Anpassung an die in Artikel 7 der Verordnung vor- 
gesehenen Bedingungen Kosten entstehen. 


TITEL II 

Beihilfen für die Sortenumstellung 
und Neugliederung der Pflanzungen 

Artikel 7 

Die in Artikel 9 der Verordnung (EWG) Nr. 1996/71 
genannten Beihilfen zur Sortenumstellung und Neu- 
gliederung der Pflanzungen werden den Erzeuger- 
gemeinschaften unter der Voraussetzung gewährt, 
daß die durchgeführten Maßnahmen den in Artikel 7 
Absatz 3 Buchstabe a der Verordnung (EWG) Nr. 
1996/71 genannten gemeinsamen Regeln für die Er- 
zeugung entsprechen. 

Artikel 8 

1. Die Neugliederung der Pflanzungen muß eine 
zusammenhängende Gesamtfläche von mindestens 
einem Hektar betreffen. 

2. Die Neugliederung muß mindestens die voll- 
ständige Erneuerung des Hopfengerüstes umfassen. 


Artikel 9 

1. Die Sortenumstellung muß mindestens einen 
Hektar je Erzeugergemeinschaft betreffen. Jede um- 
gestellte Parzelle muß mindestens 20 Ar groß sein. 

2. Die Sortenumstellung muß die Ersetzung des 
Pflanzguts umfassen. 

Artikel 10 

1. Bei den Maßnahmen, die eine Sortenumstellung 
und eine Neugliederung der Pflanzungen umfassen, 
beträgt der Höchstbetrag der Beihilfe 1500 Rech- 
nungseinheiten je Hektar. 

2. Bei den Maßnahmen zur Neugliederung der 
Pflanzungen darf die Beihilfe bei einem Höchstbe- 
trag von 1500 Rechnungseinheiten je Hektar die tat- 
sächlichen Materialkosten nicht überschreiten. 

3. Bei den Maßnahmen zur Sortenumstellung darf 
die Beihilfe bei einem Höchstbetrag von 1500 Rech- 
nungseinheiten je Hektar die tatsächlichen Pflanz- 
gutkosten nicht überschreiten. 

Artikel 11 

1. Die Maßnahmen zur Sortenumstellung und Neu- 
gliederung der Pflanzungen dürfen nicht vor Inkraft- 
treten der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 begonnen 
haben. 

2. Die Beihilfe wird nur für die Flächen gewährt, 
die den Flächen der früheren umgestellten oder neu- 
gegliederten Pflanzungen entsprechen. 

A r t i k e 1 12 

Der Nachweis über die tatsächlichen Kosten der 
Maßnahmen im Sinne der Artikel 8 und 9 dieser 
Verordnung wird durch beweiskräftige und von den 
zuständigen Stellen des Mitgliedstaats bestätigte 
Geschäftspapiere und Buchungsunterlagen erbracht. 

TITEL III 

Allgemeine Bestimmungen 

Artikel 13 

Der betreffende Mitgliedstaat übermittelt der Kom- 
mission mit dem ersten Rückvergütungsantrag eine 
Bescheinigung über den Zeitpunkt der Gründung und 
den Zeitpunkt der Anerkennung der Erzeugerge- 
meinschaft. 

Artikel 14 

Die Kommission beschließt über die, Rückvergütungs- 
anträge in einem oder mehreren Malen nach dem 
Verfahren des Artikels 7 Absatz 1 der Verordnung 
(EWG) Nr. 729/70 des Rates vom 21. April 1970 
über die Finanzierung der gemeinsamen Agrarpoli- 
tik^). 


2) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 94 
vom 28. April 1970, S. 13 
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Artikel 15 

Diese Verordnung tritt am dritten Tage nach ihrer 
Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Ge- 
meinschaften in Kraft. 

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbind- 
lich und gilt unmittelbar in jedem Mitgliedstaat. 


Geschehen zu Brüssel, am 


Im Namen des Rates 
Der Präsident 
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Begründung 


1. In Artikel 8 und Artikel 9 der Verordnung 
(EWG) Nr. 1696/71 sind zwei Arten von Beihilfen 
vorgesehen, die die Mitgliedstaaten den anerkann- 
ten Erzeugergemeinschaften im Hopfensektor ge- 
währen können: 

— Gründungs- und Betriebsbeihilfen; 

— Beihilfen zur Sortenumstellung und Neugliede- 
rung der Pflanzungen. 

Nach Artikel 10 Absatz 1 der Verordnung (EWG) 
Nr. 1696/71 erläßt der Rat die Grundregeln für die 
Anwendung der vorgenannten Artikel nach dem 
Abstimmungsverfahren des Artikels 43 Absatz 2 
des Vertrages. 

2. In Artikel 8 der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 
sind die Grundsätze festgelegt, nach denen die Grün- 
dungs- und Betriebsbeihilfe berechnet wird. Damit 
sind die Einzelheiten dieser Berechnung festzulegen, 
die sich an die einschlägigen Bestimmungen im 
Obst- und Gemüsesektor und im Fischereisektor an- 
lehnen. Außerdem müssen bereits bestehende Ver- 
einigungen, die keine Kosten für die Anpassung an 
die Bedingungen der Verordnung (EWG) Nr. 1696/71 
zu tragen haben, von der Gewährung dieser Beihilfe, 
mit der ein Anreiz zur Errichtung von Erzeugerge- 
meinschaften geschaffen werden soll, ausgeschlossen 
werden. 

3. Für die Beihilfe zur Sortenumstellung und Neu- 
gliederung der Pflanzungen sind die Bedingungen 
für die Beihilfengewährung zu präzisieren. 

Diese Beihilfe wird den Erzeugergemeinschaften und 
nicht den Erzeugern selbst gewährt. Mit ihr soll folg- 


lich eine in sich geschlossene Aktion zur Struktur- 
verbesserung gefördert werden. Eine solche Aktion 
ist nur möglich, wenn die einzelbetrieblichen Maß- 
nahmen im Rahmen gemeinsamer Regeln für die 
Erzeugung durchgeführt werden, die von der Er- 
zeugergemeinschaft zu erlassen sind. 

Zur Gewährleistung des Struktureffekts ist außer- 
dem vorzusehen, daß die zu fördernden Maßnahmen 
eine Mindestfläche betreffen. Diese Mindestfläche 
kann bei den Maßnahmen zur Sortenumstellung, 
die keine größere Investitionen erfordern, kleiner 
sein. 

4. Zur genauen Abgrenzung der Beihilfe zur Sor- 
tenumstellung und Neugliederung der Pflanzungen 
ist es weiterhin erforderlich, daß diese Maßnahmen 
definiert und Höchstbeträge für die Fälle festgesetzt 
werden, in denen eine einzige dieser Maßnahmen 
durchgeführt wird. Damit soll insbesondere eine 
gerechte Beihilfengewährung gewährleistet werden, 
da die mit der Sortenumstellung allein verbundenen 
Kosten unter dem Höchstbetrag der vorgesehenen 
Beihilfe liegen. 

Es muß folglich erreicht werden, daß die Betriebe 
sich an der Durchführung der Maßnahmen beteiligen, 
indem sie bei den Umstellungsmaßnahmen den nicht 
von den Materialkosten gebildeten Kostenanteil 
und bei den Maßnahmen zur Sortenumstellung den 
nicht von den Pflanzgutkosten gebildeten Kosten- 
anteil übernehmen. 

5. Die Staaten, die den Beitrittsvertrag unterzeich- 
net haben, sind konsultiert worden. Sie haben inner- 
halb der gesetzten Frist keine Einwände erhoben. 



